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VORGESCHICHTE Im Mai 1993 lanciert die Arbeitsgemeinschaft für Drogenlegalisierung mit 
Unterstützung der Grünen und der SP die Volksinitiative «für eine ver-
nünftige Drogenpolitik», die sie im Herbst 1994 einreicht. Im Gegensatz 
zur eben erst zustandegekommenen Volksinitiative «Jugend ohne Dro-
gen» (vgl. Vorlage 438), die eine bedeutend restriktivere Drogenpolitik 
avisiert, als sie der Bundesrat verfolgt, strebt die auch als «DroLeg» be-
kannte Volksinitiative «für eine vernünftige Drogenpolitik» eine Liberali-
sierung der aktuellen Drogenpolitik an. Sie will den Drogenkonsum gene-
rell freigeben und die Drogenbeschaffung als Staatsmonopol etablieren. 
Die Initianten gehen dabei davon aus, dass mit der Aufhebung der Ver-
bote rund um die harten Drogen der entsprechenden organisierten Kri-
minalität und dem äusserst lukrativen Schwarzmarkt die Grundlage ent-
zogen würde. 

Der Bundesrat behandelt die beiden Initiativen zusammen und beantragt 
dem Parlament in seiner Botschaft vom Juni 1995, beide Volksbegehren 
Volk und Ständen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. Er 
zieht dabei eine positive Bilanz seiner bisherigen Drogenpolitik – der so-
genannten Vier-Säulen-Politik, bestehend aus Prävention, Überlebens-
hilfe, Therapie und Repression – und skizziert die zukünftigen Vorhaben 
(vgl. Vorlage 456). Das Parlament unterstützt die bundesrätliche Drogen-
politik grossmehrheitlich und folgt bei der «DroLeg» dem bundesrätli-
chen Antrag ohne grosse Diskussion. 

GEGENSTAND Der Initiativtext fordert, dass der Konsum von Betäubungsmitteln straf-
frei und der Umgang mit ihnen möglichst ungehindert ist. Zudem über-
trägt die Initiative dem Staat die Aufgabe, durch die Erteilung von genü-
gend Konzessionen die Produktion von Betäubungsmitteln zu organisie-
ren und den Markt ausreichend damit zu versorgen, wobei der Schutz der 
Jugend zu wahren ist. Die Initiative ermöglicht damit, sich rezeptfrei 
Drogen zu besorgen. Dabei sieht sie vor, einen Teil der Steuerreinnahmen 
aus dem legalisierten Drogenhandel für die Prävention und die Therapie 
einzusetzen. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die Japarole geben die Grünen, die PdA, die FraP sowie die SP aus, wobei 
neun Kantonalparteien der SP von dieser Parole abweichen. Stimmfrei-
gabe bestimmen die Lega dei Ticinesi sowie der SGB. Alle anderen Par-
teien und Dachverbände geben die Neinparole aus. 

Der Abstimmungskampf verläuft lau, da offenbar auch die Befürworter 
an einem Erfolg des Volksbegehrens zweifeln, ihnen aber auch nur sehr 
beschränkte Geldmittel für die Kampagne zur Verfügung stehen. Das In-
itiativkomitee macht in erster Linie geltend, dass ein staatlich kontrol-
lierter Drogenhandel den Schwarzmarkt mangels Gewinnmöglichkeiten 
zerschlagen würde und Staat, Wirtschaft und Private Unsummen an Geld 
sparen könnten. Ferner ermögliche erst diese Drogenpolitik den Süchti-
gen effektive Informationen und eine glaubwürdige Prävention.  
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Wortführerin der ablehnenden Kreise ist Bundesrätin Ruth Dreifuss (SP). 
Sie betont, die Initiative sei im Interesse der Volksgesundheit abzu-
lehnen. Ferner sei die Vorstellung illusorisch, mit einer Legalisierung har-
ter Drogen könne der Schwarzmarkt effizient bekämpft werden. Zudem 
würde sich die Schweiz mit dieser Politik international isolieren. 

ERGEBNIS Die Initiative «für eine vernünftige Drogenpolitik» wird erwartungsge-
mäss massiv verworfen – in allen Kantonen und mit insgesamt 74% Nein-
stimmen. Dabei ist die Ablehnung in der Westschweiz (mit Ausnahme von 
Genf) und im Tessin mit mehr als 80% Neinstimmen etwas akzentuierter 
als in der Deutschschweiz (mit Ausnahme des Kantons Appenzell Inner-
rhoden). 

Gemäss der Abstimmungsanalyse führt diese Initiative (im Gegensatz zu 
«Jugend ohne Drogen») nicht zu einer starken Polarisierung der politi-
schen Szene. Neben leichten Unterschieden im Stimmverhalten zwi-
schen Stadt und Land macht die Untersuchung vor allem einen Genera-
tionenkonflikt aus: 41% der 18- bis 29-Jährigen stimmten für die Initia-
tive, aber nur 10% der über 60-Jährigen. 

QUELLEN BBl 1995 III 1245; BBl 1997 II 564. Erläuterungen des Bundesrates. APS 1993 
bis 1998: Sozialpolitik – Gesundheit, Sozialhilfe, Sport – Suchtmittel. Vox 
Nr. 65. 
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